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Beschlußempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (15. Ausschuß)

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung
– Drucksache 14/488 Nr. 2.19 –

Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung der Verordnung
(EWG) Nr. 3922/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 zur Harmonisierung
der technischen Vorschriften und der Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt
KOM (98) 759 endg.; Ratsdok. 05127/99

A.  Problem

Die Kommission strebt mit ihrem Vorschlag für eine Verordnung zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 an, den Mitglied-
staaten die Zulassung von Erzeugnissen, Organisationen und Perso-
nal in der Zivilluftfahrt auf der Basis einer bereits im Ausland er-
folgten Zulassung im vereinfachten Verfahren unter der Kontrolle
der Gemeinschaft zu gestatten, solange die EU noch keine Abkom-
men über die gegenseitige Anerkennung unter Einbeziehung dieser
Erzeugnisse und Organisationen und dieses Personals geschlossen
hat.

B.  Lösung

Annahme einer Entschließung, welche deutlich macht, daß der Deut-
sche Bundestag den Vorschlag der Kommission ablehnt, und mit der
er die Bundesregierung auffordert, dem bei den Verhandlungen im
EU-Rat Rechnung zu tragen.
Einstimmiger Beschluß, dem Deutschen Bundestag die Annahme
der aus der Beschlußempfehlung zu entnehmenden Entschlie-
ßung vorzuschlagen

C.  Alternativen

Bloße Kenntnisnahme von der Vorlage.

D.  Kosten

Nicht bekannt.
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Beschlußempfehlung

Der Bundestag wolle beschließen,
in Kenntnis der Unterrichtung – Drucksache 14/488 Nr. 2.19 (Rats-
dok. 05127/99 – Anlage) – folgende Entschließung anzunehmen:
Der Vorschlag der EG-Kommission wird abgelehnt.
Für die von der EG-Kommission für ihre Zuständigkeit vorgeschla-
genen Regelungen besteht kein konkreter Handlungsbedarf. Die ver-
einfachte Übernahme von Zulassungen ist zwischen den EU-, den
JAA-Staaten und den USA bereits bilateral vereinbart. Für den Be-
reich der Instandhaltung ist die bisherige Regelung ausreichend.
Die Bundesregierung wird aufgefordert, im EU-Rat darauf zu drän-
gen, daß diesen Belangen Rechnung getragen wird.

Bonn, den 23. Juni 1999

Der Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

Eduard Oswald Dr. Peter Wilhelm Danckert
Vorsitzender Berichterstatter
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Bericht des Abgeordneten Dr. Peter Wilhelm Danckert

I.  Überweisung

Die Vorlage wurde mit Drucksache 14/488 Nr. 2.19 an
den Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
überwiesen.

II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Der Verordnungsentwurf, welcher die Verordnung
(EWG) Nr. 3922/91 des Rates vom 16. Dezember 1991
zur Harmonisierung der technischen Vorschriften und
der Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt ändern
soll, hat die Berücksichtigung bilateraler Beziehungen
mit Drittländern (insbesondere den USA) auf dem Ge-
biet der Instandhaltung von Luftfahrtgerät zum Ziel. Es
soll in die Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 ein neuer
Artikel 7a eingefügt werden, nach dem

auf der Basis der ausländischen Zulassungen für In-
standhaltungsbetriebe vereinfachte Zulassungen er-
möglicht werden sollen,

solche Zulassungen zu notifizieren sind und einer
Entscheidungsfrist (3 Monate) unterliegen,

diese Zulassungen auf 2 Jahre (oder bis zum Inkraft-
treten eines EU-Abkommens) befristet werden und

der Ausschuß nach Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr.
3922/91 auch für diesen Zweck Verwendung finden soll.

III.  Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse
im Ausschuß

Der Ausschuß für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
hat die Vorlage in seiner 16. Sitzung am 23. Juni 1999
beraten. Aus den in der Beschlußempfehlung genannten
Gründen hat er einstimmig beschlossen, dem Deutschen
Bundestag die Annahme einer Entschließung zu dem
Vorschlag der Kommission für eine Verordnung zu emp-
fehlen. Deren Inhalt und Begründung ergibt sich aus der
vorstehenden Beschlußempfehlung.
Die Bundesregierung hat zu der Vorlage in einer Unter-
richtung vom 4. Februar 1999 für den Ausschuß für An-
gelegenheiten der Europäischen Union Stellung genom-
men und darin mitgeteilt, die Ablehnung des Vorschlags
liege im deutschen Interesse, da die Anwendung der
Verordnung 3922/91 mangels Gültigkeit der eigentlichen
technischen Vorschriften (JAR) nicht sichergestellt sei.
Für den angesprochenen Bereich der Instandhaltung sei-
en die bisherigen nationalen bilateralen Regelungen aus-
reichend. Die Verordnung wirke sich wegen Verzöge-
rungen gegenüber dem bisherigen Verfahren nachteilig
für die Industrie aus.

Bonn, den 23. Juni 1999

Dr. Peter Wilhelm Danckert
Berichterstatter
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Anlage
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